Erschwerte Bedingungen für Mittelständler

Seit Einführung des flächendeckenden Wettbewerbs um Busverkehrsleistungen in Hessen hat der private Mittelstand rund 1/3 seiner Leistungen verloren. Diese Entwicklung spiegelt sich auch in den Mitgliederzahlen des Landesverbands Hessischer Omnibusunternehmer (LHO) wider, der seit 2002 über 20 % seiner Mitgliedsunternehmen verloren hat. Insbesondere kleine familiengeführte Unternehmen mussten aus dem Markt ausscheiden, da die Rahmenbedingungen des Wettbewerbs große, zum Teil konzerngebundene Unternehmen begünstigten und letztere mit aggressiven Preisen einen Verdrängungswettbewerb geführt haben. Je mehr Marktteilnehmer verschwinden, desto größer wird jedoch die Gefahr einer Oligopolbildung mit der Folge, dass sich einige wenige Unternehmen den Markt unter sich aufteilen. In diesem Jahr mussten bereits in einigen Landkreisen Ausschreibungen mangels Bietern oder wirtschaftlicher Preise aufgehoben werden.

Der nun seitens des hessischen Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung eingebrachte Entwurf zur Änderung des Hessischen ÖPNV-Gesetzes wird die Lage für die mittelständischen Unternehmen weiter verschärfen. Er erstickt die letzten noch vorhandenen Möglichkeiten von unternehmerischer Initiative – Durchführung der Verkehre auf eigenes Risiko ohne staatliche Zuschüsse – und führt zu einer totalen Verstaatlichung des Verkehrs.

Hessen will mit dem neuen Gesetzesentwurf die hierzu nach EU-Recht gegebenen Möglichkeiten verhindern, obwohl andere Bundesländer einen solchen Weg ausdrücklich offen halten, um mittelständische Strukturen zu stützen.
Betroffen von den neuen Regelungen sind auch die Unternehmen, die laufende eigenwirtschaftliche Genehmigungen besitzen. Diese erhalten derzeit für Verkehre, die sie aus eigener Initiative und auf eigenes Risiko betreiben, gesetzliche Ausgleichsleistungen für die Abgabe rabattierter Zeitkarten. Obwohl ab Dezember die Abgabe von rabattierten Fahrkarten gesetzlich vorgeschrieben werden soll, soll der gesetzliche Ausgleich hierfür jedoch abgeschafft und durch einen in keiner Weise konkretisierten vertraglichen Anspruch ersetzt werden. Die Unternehmen sind demnach in Zukunft vom Wohlwollen ihres Aufgabenträgers abhängig. Die Gefahr besteht, dass dieser eine Einigung verweigert, wenn er sich von weniger genehmen Unternehmen trennen möchte. Der Fortbestand der betroffenen Unternehmen ist außerdem gefährdet, da Ihnen die Kalkulationsgrundlage für die Verkehre entzogen wird.
